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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 1529/96.A
Datum 17.02.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RJ 592/98
Datum 14.03.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 17. Februar 1998
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit oder BerufsunfÃ¤higkeit.

Der im Jahre 1950 geborene KlÃ¤ger, ein kroatischer StaatsangehÃ¶riger ohne
erlernten Beruf, war zwischen Dezember 1970 und Februar 1974 in der
Bundesrepublik Deutschland â�� BRD â�� (Ã¼berwiegend als)
GeschirrspÃ¼ler/TellerwÃ¤scher in einem Hotel beschÃ¤ftigt; fÃ¼r ihn sind 36
PflichtbeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Arbeiter abgefÃ¼hrt worden. In
Kroatien stand er von September 1975 bis November 1991 und von August 1992 bis
Mai 1995 (rund 18 Jahre, 11 Monate) in Arbeit, zuletzt als WÃ¤scher von
Autobussen.
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Auf seinen am 15.03.1995 bei der kroatischen Verbindungsstelle gestellten
Rentenantrag wurde er in seinem Heimatland ab 12.05. 1995 invalidisiert. Die
Beklagte hingegen lehnte mit Bescheid vom 01.08.1996 die GewÃ¤hrung von Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit und ErwerbsunfÃ¤higkeit ab, weil der KlÃ¤ger trotz
neurotischer StÃ¶rung, beginnender hirnorganischer LeistungsstÃ¶rung,
Funktionsminderung der WirbelsÃ¤ule bei VerschleiÃ�erscheinungen mit
Wurzelreizung, Herzleistungsminderung bei Bluthochdruck und beginnender
Verengung der GefÃ¤Ã�e an den Beinen noch vollschichtig leichte Arbeiten, nicht
auf Leitern und GerÃ¼sten, ohne besonderen Zeitdruck, ohne Ã¼berwiegend
einseitige KÃ¶rperhaltung und ohne Schicht- bzw. Nachtschicht verrichten kÃ¶nne.
Dem zugrunde lag die Stellungnahme des Dr.D. (SozialÃ¤rztlicher Dienst der
Beklagten) vom 18.07.1996, der das Gutachten der Invalidenkommission Zagreb
vom 16.04.1996 auswertete. Die Invalidenkommission diagnostizierte unter
Berufung auf angeblich beiliegende Arztbriefe und technische Untersuchungen, die
der KlÃ¤ger aber erst im Widerspruchs-, Klage- und teilweise erst im
Berufungsverfahren beibrachte, eine depressive Kernneurose, ein beginnendes
psychoorganisches Syndrom, ein chronisches Cervikal- und Lumbalsyndrom, eine
NervenwurzelschÃ¤digung bei L4 links und L5, eine hypertonische Myocardiopathie
(ventrikulÃ¤re Extrasystolen unter Belastung, ergometrische Belastbarkeit des
KlÃ¤gers bis 90 Watt, dann Abbruch in der dritten Minute wegen einer
hypertonischen Reaktion, Schwindels und MÃ¼digkeit) und einen gestÃ¶rten
Blutumlauf in den Arterien beider Beine, besonders links, und hielt den KlÃ¤ger seit
Mai 1995 nurmehr fÃ¼r fÃ¤hig, den bisher hauptsÃ¤chlich ausgeÃ¼bten Beruf
unter zwei Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Zu einer zeitlichen EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens hinsichtlich TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
Ã¤uÃ�erte sich die Kommission nicht.

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, er sei trotz
seines jungen Alters sehr krank und gebrochen, und Ã¼bersandte Ã¤rztliche
Unterlagen aus den Jahren 1992 bis 1995 sowie den "Befund und Gutachten des
Psychologen" der Prof.M. (Medizinisches Zentrum Petrinja, Psychiatrische Ambulanz)
vom 20.03.1996, die Arztbriefe des Psychiaters Dr.B. (Medizinisches Zentrum P. ,
Psychiatrische Ambulanz) vom 20.03. und 10.06.1996 und den Befundbericht der
Radiologin Dr.C. vom 26.02.1996. Dr.D. vermerkte in seiner Stellungnahme vom
26.09.1996, dass alle Unterlagen mit Ausnahme des Arztbriefes vom 10.06.1996
dem Gutachten der Invalidenkommission zugrunde gelegen hÃ¤tten und sich aus
den Ã¤rztlichen Unterlagen keine neuen Erkenntnisse Ã¼ber das
ErwerbsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ergÃ¤ben. Mit Widerspruchsbescheid vom
07.11.1996 wurde der Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen.

Mit der beim Sozialgericht Landshut erhobenen Klage machte der KlÃ¤ger geltend,
er sei mit seinen Nerven vÃ¶llig am Ende und kÃ¶nne manchmal seine Wohnung
bzw. sein Haus nicht erkennen; niemand kÃ¶nne ihm eine Stelle fÃ¼r leichte
vollschichtige Arbeiten geben. Zur BegrÃ¼ndung reichte er Ã¤rztliche Unterlagen
ein, die bereits im Verwaltungsverfahren vorlagen.

In der Folgezeit lehnte der KlÃ¤ger eine Untersuchung in Deutschland ab, weil seine
Ã�rzte der Ansicht seien, dass er wegen des Blutdrucks und des jetzigen
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psychischen Zustands zu einer Reise unfÃ¤hig sei, auch nicht mit einer
Begleitperson anreisen kÃ¶nne, da er niemanden auÃ�er seiner alten und kranken
Mutter habe, fÃ¼r die er selbst sorgen mÃ¼sse. Nachdem ihn das Gericht auf die
Notwendigkeit einer Untersuchung durch einen Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen und
die Gefahr der Nichtfeststellung wesentlicher Tatsachen hingewiesen hatte,
behauptete der KlÃ¤ger, er kÃ¶nne nicht nach Deutschland fahren, wolle aber nach
Zagreb mit einer Begleitperson reisen.

Das Sozialgericht lieÃ� daraufhin vom Neurologen und Psychiater Dr.R. das
Gutachten vom 12.12.1997 nach Aktenlage erstatten. Dieser diagnostizierte ein
depressives Syndrom sowie eine Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit
Nerven- und Muskelreizerscheinungen und hielt den KlÃ¤ger fÃ¼r in der Lage,
vollschichtig leichte Arbeiten ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne
Schicht- bzw. Nachtdienst, ohne besonderen Zeitdruck und zu ebener Erde zu
verrichten. Als KÃ¼chenhilfe kÃ¶nne er aber nur noch unter zwei Stunden tÃ¤glich
eingesetzt werden. Nach Aktenlage sei der KlÃ¤ger in der Lage, sich auf zumutbare
TÃ¤tigkeiten umzustellen.

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte daraufhin einen Ã¤rztlichen Befund aus dem Jahre 1993
(Diagnosen: chronisches lumbosacrales Syndrom, rezidivierende Lumboischialgien
im linken Bein mit chronischer NervenwurzelschÃ¤digung L4 und L5 links) sowie ein
Attest des Dr.B. vom 10.09.1997 (depressives Syndrom). Dr.R. Ã¤uÃ�erte sich
daraufhin in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 08.02.1998 dahingehend,
dass die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente weiterhin
nicht vorlÃ¤gen.

Mit Urteil vom 17.02.1998 wies das Sozialgericht die Klage ab; hierbei stÃ¼tzte es
sich maÃ�gebend auf das Gutachten des Dr.R â�¦

Mit dem Rechtsmittel der Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, einen Arbeitsplatz
mit den vom Sozialgericht genannten leichten TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne er nicht
erlangen, auÃ�erdem sei er nicht imstande, solche Arbeiten zu verrichten. Seine
fehlende Bereitschaft, nach Deutschland zur Untersuchung anzureisen, mÃ¼sste
doch verstÃ¤ndlich sein, weil er auch sehr oft neben seinem Haus vorbeigehe und
einfach dieses Haus nicht erkennen kÃ¶nne, und das sei auch der wichtigste Grund,
warum er sich nicht traue, diese fÃ¼r ihn lange und anstrengende Reise anzutreten.

Nach Hinweisen des Senats erklÃ¤rte sich der KlÃ¤ger dann bereit, zu einer
Untersuchung in die BRD zu reisen, und wollte nur noch Einzelfragen Ã¼ber die
Dauer des Aufenthalts, die Kosten, die Bestellung eines Dolmetschers und den
Zeitpunkt der Gerichtsverhandlung wissen. Der KlÃ¤ger ist dann zum ersten
Untersuchungstermin am 13.07.1999 nicht erschienen und gab an, er sei auf der
Reise nach MÃ¼nchen in Zagreb ausgestiegen und in Panik wieder nach Hause
gefahren. Nach weiteren Aufforderungen des Gerichts bat der KlÃ¤ger erneut um
einen Untersuchungstermin, nahm aber dann auch den Termin vom 23.11.1999
nicht wahr. Er wolle zur Untersuchung allenfalls nach Zagreb und habe Angst vor so
einer weiten Reise nach Deutschland, verfÃ¼ge Ã¼berdies Ã¼ber keine
Begleitperson. Nach einem langwierigen Schriftwechsel Ã¼ber die MÃ¶glichkeit

                             3 / 14



 

einer hinreichenden Begutachtung, die dem Senat in Kroatien nicht mÃ¶glich
erschien, gab der Senat dem KlÃ¤ger Gelegenheit, fundierte ausfÃ¼hrliche Berichte
von Ã�rzten und/oder KrankenhÃ¤usern (u.a. RÃ¶ntgenaufnahmen, EKG,
Echokardiographie, Bestimmung des Bluthochdrucks usw.) beizubringen und dann
eine Begutachtung nach Aktenlage in der BRD durchzufÃ¼hren.

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte dem Senat dann RÃ¶ntgenaufnahmen sowie 14 Ã¤ltere
Ã¤rztliche Befunde und 13 neue Befunde (u.a. EKG, Ergometrie, Echokardiographie,
psychiatrischen Bericht, psychologischen Bericht) von MÃ¤rz und April 2000. Der
Senat lieÃ� daraufhin Gutachten nach Aktenlage von Dr.L. , Dr.P. und Dr.V.
erstellen. Dr.L. diagnostizierte in seinem Gutachten vom 06.09.2000 ein
HalswirbelsÃ¤ulen- und LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom bei degenerativen
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule, woraus eine verminderte statische Belastbarkeit
des Achsenorganes mit unterstellenderweise durchaus glaubwÃ¼rdigen subjektiven
Beschwerden resultiere. Die Frage einer Ã�nderung des Gesundheitszustands
gegenÃ¼ber dem Vorgutachten 1996 sei nicht beantwortbar, da eine klinische
Bestandsaufnahme des KlÃ¤gers nicht mÃ¶glich gewesen sei. Der KlÃ¤ger sei in der
Lage, vollschichtig einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen, sofern es sich nicht um
ausschlieÃ�lich schwere Arbeiten oder um ausschlieÃ�liche Arbeiten im
Gehen/Stehen oder im Sitzen handele, vermieden werden mÃ¼ssten das Heben
und Tragen von Lasten Ã¼ber 15 Kilogramm, hÃ¤ufigstes BÃ¼cken und
Zwangshaltungen, wie sie bei Arbeiten an Maschinen und am FlieÃ�band anfielen.
Nach den vorhandenen Unterlagen liege ein altersgemÃ¤Ã� guter Befund vor. Der
KlÃ¤ger sei in der Lage, viermal am Arbeitstag eine Wegstrecke von mehr als 500
Meter in zumutbarer Zeit zurÃ¼ckzulegen. Die Begutachtung des KlÃ¤gers sei im
Hinblick auf die explizit vorliegenden und radiologischen Eckdaten auch nach
Aktenlage fachchirurgisch-orthopÃ¤disch sehr wohl mÃ¶glich gewesen.

Der Internist Dr.P. diagnostizierte in seinem Gutachten vom 15.12.2000 "1. seit
1997 bekannte und seit MÃ¤rz 2000 medikamentÃ¶s behandelte arterielle
Hypertonie vom Schweregrad II nach WHO mit beginnender hypertensiver
Herzkrankheit; zusÃ¤tzliche koronare Herzkrankheit nicht auszuschlieÃ�en;
ventrikulÃ¤re Extrasystolen unter Belastung, 2. kein ausreichender Anhalt fÃ¼r
1996 vermutete beginnende periphere arterielle Verschlusskrankheit vom
Unterschenkeltyp linkes Bein, 3. anamnestisch bekannter, seit etwa 1979 beendeter
langjÃ¤hriger Alkoholabusus ohne bekannte gravierende internistische
Folgekrankheiten". Er kam zu dem Ergebnis, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte
kÃ¶rperliche Arbeiten noch vollschichtig ohne Wechsel- und Nachtschicht, ohne
Akkord und ohne hohe Anforderungen an die Stresstoleranz verrichten, als
KÃ¼chenhelfer aber nicht mehr arbeiten. Die objektive GesamteinschÃ¤tzung nur
aufgrund der Aktenlage sei ausgesprochen schwierig und nicht unproblematisch.

Frau Dr.V. stellte in ihrem nervenÃ¤rztlichen Gutachten vom 17.05.2001 an
GesundheitsstÃ¶rungen ein chronisches depressives Syndrom mit Angst- und
SomatisierungsstÃ¶rung sowie herabgesetzter sozialer AnpassungsfÃ¤higkeit, eine
chronisch-rezidivierende Lumboischialgie bei Wurzelreizsyndrom L4/5 links sowie
einen Zustand nach AlkoholabhÃ¤ngigkeit, seit 1979 Alkoholabstinenz (keine
bekannten Alkoholfolgekrankheiten) fest. Im Vordergrund stehe eine AngststÃ¶rung

                             4 / 14



 

mit sozialem RÃ¼ckzug und geringer Frustrationsschwelle. Die SachverstÃ¤ndige
war der Auffassung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarkts â�� aller Wahrscheinlichkeit nach fÃ¼nf bis sechs Stunden â�� noch
verrichten. Vermieden werden mÃ¼ssten lÃ¤ngeres Gehen und Stehen sowie
Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber fÃ¼nf Kilogramm Gewicht, BÃ¼cken,
Ã�berkopfarbeit, Nacht- und Wechselschicht, Akkordarbeit und hohe Anforderungen
an die StressbewÃ¤ltigung sowie Arbeiten mit Publikumskontakt. Dieser Zustand
liege seit mehreren Jahren vor, sicher seit Ende des Jahres 1997. Zur exakten
KlÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts wÃ¤ren eine aktuelle kÃ¶rperliche
Untersuchung und gegebenenfalls eine weiterfÃ¼hrende apparative Diagnostik,
andererseits eine ausfÃ¼hrliche Exploration und neuropsychologische Testung
wÃ¼nschenswert bzw. notwendig.

Die Beklagte lieÃ� durch den Nervenarzt Dr.L. dahingehend Stellung nehmen, dass
eine Minderung der zeitlichen LeistungsfÃ¤higkeit nicht vorliege. Die
SachverstÃ¤ndige selbst habe auf eine gewisse Diskrepanz zwischen der
Beschreibung der StÃ¶rungen durch den KlÃ¤ger und auch durch die
Gerichtsdolmetscherin, die fÃ¼r ihn Briefe verfasst habe, und andererseits der
FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, seine Interessen adÃ¤quat zu vertreten und formal und
inhaltlich geordnete Briefe zu verfassen, hingewiesen. Nach umfangreichem
Schriftwechsel hat der Senat dem KlÃ¤ger nochmals die MÃ¶glichkeit gegeben, zu
einer Untersuchung nach MÃ¼nchen anzureisen; der KlÃ¤ger sah sich hierzu jedoch
nicht in der Lage.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�), das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
17.02.1998 und den Bescheid der Beklagten vom 01.08.1996 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 07.11.1996 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, unter BerÃ¼cksichtigung des Rentenantrags vom 15.03.1995
zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat lagen zur Entscheidung die Prozessakten beider RechtszÃ¼ge vor. Zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestands, insbesondere hinsichtlich des Inhalts aller Ã¤rztlichen
Unterlagen und des Vortrags des KlÃ¤gers, wird hierauf sowie die zu
Beweiszwecken beigezogene Versichertenakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143 f., 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -), jedoch in der Hauptsache unbegrÃ¼ndet. Auch
der Senat ist â�� nach nochmaliger Beweiserhebung â�� zu der Ã�berzeugung
gekommen, dass dem KlÃ¤ger ein Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
oder BerufsunfÃ¤higkeit nicht zusteht.

Er erfÃ¼llt zwar bei Zusammenrechnung der inlÃ¤ndischen und auslÃ¤ndischen
Beitragszeiten die allgemeine Wartezeit von fÃ¼nf Jahren fÃ¼r eine Rente wegen
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verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 50 Abs.1 Nr.2 des Sozialgesetzbuches Teil VI
â�� SGB VI -) und ausgehend von einem Rentenantrag vom MÃ¤rz 1995 die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen der Â§Â§ 43 Abs.1 Nr.2, Â§
44 Abs.1 Nr.2 SGB VI, aber nicht die medizinischen Voraussetzung fÃ¼r eine
Berentung.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit,
fÃ¼r die die Versicherten durch Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg
ausgebildet oder umgeschult worden sind (Â§ 43 Abs.2 SÃ¤tze 1 bis 3 SGB VI in den
vom 01.01.1992 bis 31.12.2000 geltenden Fassungen). BerufsunfÃ¤hig ist nicht,
wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann (Â§ 43 Abs.2 Satz 4
SGB VI, zur Klarstellung eingefÃ¼gt mit Gesetz vom 02.05.1996, Bundesgesetzblatt
I, 659, aber bereits vor und nach dem 01.01. 1992 allgemeiner Rechtsgrundsatz,
vgl. BSG vom 12.06.1996 â�� 5 RJ 2/96).

ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel Ã¼bersteigt; â�¦ ErwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer â�¦ eine
TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44 Abs.2 SGB VI in den vom 01.01.1992 bis
31.12.2000 geltenden Fassungen.

Beim KlÃ¤ger liegen die Voraussetzungen fÃ¼r eine BerufsunfÃ¤higkeit (Â§ 43
Abs.2 Nrn.1, 2 und 4 SGB VI) nicht vor; umso weniger erfÃ¼llt er die strengeren
Voraussetzungen der ErwerbsunfÃ¤higkeit (Â§ 43 SGB VI). Nach Ã�berzeugung des
Senats kann er unter Beachtung qualitativer EinschrÃ¤nkungen noch vollschichtig
geeignete TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts im Bereich der gesamten
BRD verrichten. Dies folgt aus dem Ergebnis der Beweisaufnahme, wobei davon
auszugehen ist, dass LÃ¼cken in der SachaufklÃ¤rung, insbesondere der
medizinischen Befunderhebung, und darauf beruhende Unsicherheiten bei der
Beurteilung seines LeistungsvermÃ¶gens nach allgemeinen Beweisregeln zu Lasten
des geltend gemachten Rentenanspruchs gehen.

Auf orthopÃ¤dischem Gebiet stehen im Vordergrund der Beschwerdesymptomatik
ein bereits im Gutachten der Invalidenkommission festgehaltenes
LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom mit BandscheibenschÃ¤den bei L4/L5 und L5/S1
(verengte ZwischenwirbelkÃ¶rperrÃ¤ume) und durch EMG-Untersuchungen 1992
und 1993 abgesicherte (ehemalige) Nervenwurzelreizerscheinungen. In der
Krankengeschichte sind mehrere Behandlungen wegen linksseitiger
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Lumboischialgien nur wÃ¤hrend der Zeit der BerufstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in
Kroatien als AutowÃ¤scher dokumentiert. Trotz des zunÃ¤chst gravierend
erscheinenden Befunds ergaben sich aber in der Folgezeit nur geringgradige
funktionelle EinschrÃ¤nkungen. So ist im Gutachten der Invalidenkommission vom
16.04.1996 neben einer weichen (also nicht verspannten) RÃ¼ckenmuskulatur ein
Finger-Boden-Abstand von acht Zentimeter festgehalten. Die rÃ¶ntgenologischen
VerÃ¤nderungen (Untersuchungen von Februar 1996 und Juni 1992) in Kroatien, die
ohnehin keine besondere Aussagekraft hinsichtlich der Belastbarkeit der
WirbelsÃ¤ule besitzen, ergaben keine wesentlich erscheinenden Befunde; so ist in
diesen Berichten die Rede von einer minimalen Skoliose, einer leichten Verengung
der intervertebralen RÃ¤ume L4 bis S1 und diffusen spondylotischen
VerÃ¤nderungen, wobei in einem Nebensatz erwÃ¤hnt wurde, dass Vor- und
RÃ¼ckneigung (in unbekanntem AusmaÃ�) eingeschrÃ¤nkt sind (Februar 1996)
bzw. eine relativ gute Beweglichkeit (Juni 1992) bestehe. Im Gutachten der
Invalidenkommission vom 16.04.1996 wurde ergÃ¤nzend auch auf ein
HalswirbelsÃ¤ulen-Syndrom bei spondylotischen VerÃ¤nderungen bei C6/C7 und
einem Kinn-Brustbein-Abstand von null Zentimeter hingewiesen.

Bis zum Jahre 2000 ist die Krankengeschichte im Bezug auf WirbelsÃ¤ulenbefunde
und -behandlungen leer, es finden sich nur Hinweise auf frÃ¼here (bis 1993
dauernde) Behandlungen der LendenwirbelsÃ¤ule und vom KlÃ¤ger einmal
angegebene "Kreuzbeschwerden". Die von ihm beigebrachten RÃ¶ntgenfilme und
die Ã¤rztlichen Befunde aus Kroatien vom MÃ¤rz 2000 ergaben eine geringfÃ¼gige
Kyphose, verengte IntervertebralrÃ¤ume bei C5 bis C7 und eine nur segmentsweise
(und daher von geringer Bedeutung) â�� eingeschrÃ¤nkte bzw. aufgehobene
Funktion der Vor- und RÃ¼ckwÃ¤rtsbeugung der HalswirbelsÃ¤ule (in diesem
Segment) sowie eine Skoliose der LendenwirbelsÃ¤ule mit Verengung der
ZwischenwirbelrÃ¤ume C4 bis S1, ebenfalls mit nur segmental eingeschrÃ¤nkter
Funktion; ergÃ¤nzend hierzu ist eine negativ verlaufende Befundung der
HÃ¼ftgelenke angefÃ¼hrt. Eine orthopÃ¤dische und neurologische Untersuchung
fehlt, Hinweise auf entsprechende Beschwerden, aktuelle Behandlungen und/oder
(sonstige) FunktionsstÃ¶rungen sind aus allen Arztbriefen und Krankenberichten
nicht zu entnehmen. (Die Diagnose eines Wurzelreizsyndroms durch Dr.V. kann sich
nur auf die Jahre bis 1993 beziehen.)

In Anbetracht dieser Sachlage stimmt der Senat der Auffassung des Dr.L. zu, dass
bei durchaus als altersgemÃ¤Ã� zu bezeichnenden Befunden seit 1996 wesentliche
EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit sowie eine Leidensverschlimmerung in
der Zwischenzeit nicht objektiviert werden kÃ¶nnen. Es ergibt sich seit 1996 nur
eine mÃ¤Ã�ige Behinderung des KlÃ¤gers, unter anderem eine verminderte
statische Belastbarkeit des Achsenorgans mit zeitweisen Beschwerden. Die
EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit wurden, als der KlÃ¤ger in gewissen
Zeitabschnitten (bis 1993) an akuten Beschwerden wie z.B. Lumboischialgien
gelitten hat, bereits von den kroatischen Ã�rzten als "die ArbeitsfÃ¤higkeit" nicht
erheblich einschrÃ¤nkend angesehen. So sollte nach einem Bericht des
Medizinischen Zentrums "Dr.I. P." in S. vom 01.06.1993 fÃ¼r die
Invalidenkommission der KlÃ¤ger nur das Heben und Tragen schwererer Lasten,
lÃ¤ngeres Stehen und Gehen und Arbeiten in unphysiologischer Haltung der

                             7 / 14



 

WirbelsÃ¤ule vermeiden, wobei wesentlichen Einfluss auf die ArbeitsfÃ¤higkeit nicht
die GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤disch-neurologischem Gebiet, sondern
diejenigen auf dem psychiatrischen Bereich haben sollten, aber im Jahre 1993 eine
Invalidisierung des KlÃ¤gers auch wegen seiner diesbezÃ¼glichen Leiden nicht
erfolgt ist. MÃ¶glicherweise beruhten die beim KlÃ¤ger ehemals vorliegenden
Beschwerden auf der Ã¼beranstrengenden und damit ungeeigneten TÃ¤tigkeit
eines Autobus-WÃ¤schers. In der Zeit ab 1996 bestand offenbar mangels
Beschwerden keine Veranlassung zu Behandlungen und Befunderhebungen. Nach
Sachlage ist jedenfalls der schlÃ¼ssigen Beurteilung des Dr.L. zu folgen, dass dem
KlÃ¤ger wegen geringer Behinderungen auf orthopÃ¤dischem Gebiet schwere
kÃ¶rperliche Arbeiten (ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 15 Kilogramm)
nicht zumutbar sind, und er im Ã�brigen vollschichtig Arbeiten nicht ausschlieÃ�lich
im Gehen/Stehen und nicht ausschlieÃ�lich im Sitzen, ohne hÃ¤ufigstes BÃ¼cken
und ohne Zwangshaltungen (u.a. an Maschinen und am FlieÃ�band) verrichten
kann. Die FÃ¤higkeit, viermal am Tag Wegstrecken von und zur ArbeitsstÃ¤tte von
Ã¼ber 500 Meter zurÃ¼ckzulegen, wurde von Dr.L. (und der Invalidenkommission
Zagreb) bejaht und entspricht auch den aktenkundigen Befunden.

Schwerwiegende EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit sind nicht feststellbar.
Dr.L. hat dies in seinem Gutachten vom 06.09.2000 mit der Ã�uÃ�erung
umschrieben, dass die Frage nach der Ã�nderung des Gesundheitszustands seit
dem Vorgutachten 1996 nicht beantwortbar sei, weil eine "klinische
Bestandsaufnahme des KlÃ¤gers" nicht mÃ¶glich gewesen sei. Dies bedeutet mit
anderen Worten â�� so auch die Ã�berzeugung des Senats -, dass eine grÃ¼ndliche
Untersuchung und Befunderhebung notwendig gewesen wÃ¤re, nachdem die vom
KlÃ¤ger aus Kroatien besorgten Ã¤rztlichen Unterlagen nicht hinreichend gewesen
sind. Hierbei kam es â�� auch insoweit hat der KlÃ¤ger vom Senat Hinweise
erhalten â�� nicht auf bloÃ�e Diagnosen oder Schlussfolgerungen auf die
"ArbeitsunfÃ¤higkeit" bzw. "ErwerbsunfÃ¤higkeit" an, sondern auf detailliert
erhobene (und beschriebene) Befunde, die nachvollziehbar Art und Schwere der
Behinderung und die funktionellen EinbuÃ�en dartun. Fehlt es, wie vorliegend,
daran, gehen noch bestehende Zweifel zu Lasten des geltend gemachten
Rentenanspruchs.

Im internistischen Bereich sind die vom KlÃ¤ger beigebrachten Ã¤rztlichen
Unterlagen â�� fÃ¼r eine Begutachtung â�� wesentlich ergiebiger, wobei aber auch
hier LÃ¼cken hinsichtlich einzelner GesundheitsstÃ¶rungen (z.B. mÃ¶gliche
Folgeerkrankungen nach Alkoholabusus oder Suchterkrankung) und vor allem im
Bezug auf Befunde vor MÃ¤rz 2000 bestehen.

Eine Hypertonie (160/100 mmHg) bei rhythmischer Herzaktion und fehlenden
pathologischen TÃ¶nen ist im Gutachten der Invalidenkommission vom 16.04.1996
angesprochen worden, wobei entgegen den AusfÃ¼hrungen im Gutachten das EKG
(unvollstÃ¤ndiger Rechtsschenkelblock) und die Ergometrie (Belastbarkeit des
KlÃ¤gers bis 90 Watt, bei dieser Stufe Abbruch wegen Hypertonie, Schwindel und
MÃ¼digkeit â�� Auftreten von ventrikulÃ¤ren Extrasystolen) nicht beigelegt waren.
Aus einer vom KlÃ¤ger im Januar 2000 beigebrachten undatierten
Krankengeschichte der Poliklinik Petrinja, die bis ins Jahr 1997 reicht, da hierin auch
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die Rede von der fehlenden FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers zur Reise nach Deutschland ist,
ist lediglich zur Diagnose "arterieller Bluthochdruck" erwÃ¤hnt, dass im Jahre 1997
erhÃ¶hte Blutdruckwerte festgestellt worden sind, ohne hierzu Angaben zu machen.
Ã�hnliche vage AusfÃ¼hrungen finden sich in dem Bericht der Poliklinik fÃ¼r die
PrÃ¤vention kardiovaskulÃ¤rer Erkrankungen und Rehabilitation in Zagreb vom
13.03.2000 ("vor drei Jahren Hypertensie festgestellt, unregelmÃ¤Ã�ige Einnahme
von Medikamenten, derzeit keine"). Befunde, die eine exaktere Wertung zulassen,
ergeben sich erst fÃ¼r das Jahr 2000 aus dem Befundbericht des Psychiaters Dr.B.
vom 10.04.2000 (kardio-respiratorisch kompensiert, RR 180/100 mmHg) und
insbesondere den dem genannten Bericht vom 13.03.2000 (190/110 mmHg in
Ruhe) zugrunde liegenden EKG-, Ergometrie- und Echokardiographie-Befunden. Hier
zeigten sich ein arterieller Bluthochdruck mit ausgeprÃ¤gter Belastungshypertonie
(unter Belastung zunehmend Bluthochdruck und leicht zunehmende linksbetonte ST-
Streckensenkungen ohne Auftreten pectanginÃ¶ser Beschwerden, nach Belastung
Auftreten von Sinusbradykardie und vereinzelten ventrikulÃ¤ren Extrasystolen).
Folgeerkrankungen der Hypertonie sind aber noch nicht in Erscheinung getreten,
wie Dr.P. dargelegt hat. Im Echokardiogramm war eine beginnende
linksventrikulÃ¤re Hypertrophie im Bereich von Septum und Hinterwand erkennbar,
die aber noch im Grenzbereich der normalen Werte liegt, wie nicht nur Dr.P.
festgestellt hat, sondern sich auch aus der Schlussfolgerung der Kardiologin Dr.P.
im Bericht vom 13.03.2000 mit der Abschlussdiagnose "cor hypertonicum
compensatum" ergibt. Auch ansonsten zeigten sich unauffÃ¤llige Befunde; die
systolische und diastolische Funktion des Herzens war regelrecht (sonstige
ergÃ¤nzende Befunde wie Augenhintergrunduntersuchung und Nierensonogramm
fehlten). Die vom Senat veranlasste und vom KlÃ¤ger dann erstmals
durchgefÃ¼hrte fundierte kardiologische Untersuchung in Kroatien ergab
"zufÃ¤lligerweise" die Notwendigkeit einer antihypertensiven Kombinationstherapie,
die ab MÃ¤rz 2000 in Angriff genommen worden ist.

Eine relevante LeistungseinschrÃ¤nkung besteht auf jeden Fall fÃ¼r stÃ¤rkere
kÃ¶rperliche Belastungen. Wie Dr.P. schlÃ¼ssig ausgefÃ¼hrt hat, sind dem KlÃ¤ger
aber noch vollschichtig leichte kÃ¶rperliche Arbeiten ohne Wechsel- und
Nachtschicht, ohne Akkord und ohne hohe Anforderungen an die Stresstoleranz
mÃ¶glich. Eine zusÃ¤tzliche koronare Herzkrankheit ist nicht auszuschlieÃ�en, aber
auch nicht zu objektivieren, so dass diese â�� aus rechtlichen GrÃ¼nden â��
auÃ�er Betracht zu bleiben hat. UnabhÃ¤ngig davon ergibt sich hieraus keine
wesentliche Ã�nderung in der Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers,
weil Dr.P. auch bei BerÃ¼cksichtigung einer beginnenden koronaren
Herzerkrankung keine weitergehenden LeistungseinschrÃ¤nkungen vorgesehen hat;
das vom KlÃ¤ger nach dem kardiologischen Befunden gezeigte
RestleistungsvermÃ¶gen (funktionelle Leistungsbreite) bleibt dasselbe, und nur
denkbar kÃ¼nftige Komplikationen dÃ¼rfen die Beurteilung der ErwerbsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers, die in der Vergangenheit bis hin zur (letzten) mÃ¼ndlichen
Verhandlung festzustellen ist, nicht beeinflussen.

Keinerlei Anhaltspunkte bestehen nach Sachlage fÃ¼r eine periphere arterielle
Verschlusskrankheit. Insoweit bemÃ¤ngelte Dr.P. zu Recht, dass aus erheblich
abgeschwÃ¤chten Arterienpulsen an den Unterschenkeln insbesondere links noch
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keine Verschlusskrankheit abgeleitet, sondern allenfalls vermutet werden kÃ¶nnte.
Die "Insuffizienz des Blutumlaufs in beiden Beinen" (Gutachten der
Invalidenkommission vom 16.04.1996) ist seitdem in der Krankengeschichte nicht
mehr beschrieben worden. AnlÃ¤sslich der Untersuchung des KlÃ¤gers im Jahre
2000 in Kroatien hat dieser keine entsprechenden Beschwerden geÃ¤uÃ�ert, und
im internistischen Bericht ist anlÃ¤sslich oder trotz der recht differenzierten
Befunderhebungen lediglich vermerkt, dass die ExtremitÃ¤ten "ohne Befund" seien.
Aus einer im Jahre 1996 nur mÃ¶glichen Verdachtsdiagnose ohne jegliche
Anhaltspunkte in den Folgejahren folgen keine sozialmedizinischen Konsequenzen.

Keinerlei Hinweise bestehen ferner fÃ¼r Erkrankungen auf internistischem Gebiet,
bedingt durch eine ehemalige Alkoholkrankheit oder einen Alkoholabusus.
Wiederholt finden sich in Anamnesen und Krankengeschichten die ErwÃ¤hnung
einer dreimaligen stationÃ¤ren Behandlung in den 70-er Jahren und eine
Alkoholabstinenz seit 1979 (manchmal auch wohl unrichtig als 1989 bezeichnet),
jedoch keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r eine Leber- und
BauchspeicheldrÃ¼senschÃ¤digung und andere mÃ¶gliche Auswirkungen.

Auf internistischem Gebiet sind die GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers und die
hieraus resultierenden EinschrÃ¤nkungen des ErwerbsvermÃ¶gens weitestgehend
abgeklÃ¤rt. Einige Schwachpunkte in der kardiologischen Untersuchung in Kroatien
und mÃ¶gliche LÃ¼cken auf dem Ã¼brigen internistischen Gebiet gehen zu Lasten
des vom KlÃ¤ger erhobenen Rentenanspruchs. Zu Recht hat Dr.P. darauf
hingewiesen, dass eine objektive GesamteinschÃ¤tzung nach bisheriger Aktenlage
â�� ohne (zusÃ¤tzliche) aktuelle und genaue Untersuchung des KlÃ¤gers â�� sich
ausgesprochen schwierig erweise und nicht unproblematisch sei, und zudem nicht
allen Fragen gerecht werden kÃ¶nne.

Im weitestgehenden Umfang gilt dies auch fÃ¼r die psychiatrische EinschÃ¤tzung
des ErwerbsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers. Hier liegen zwar umfangreiche Ã¤rztliche
Unterlagen aus Kroatien vor. Diese sind jedoch zum Teil widersprÃ¼chlich. Vor
allem fehlt es an einer grÃ¼ndlichen Befunderhebung oder zumindest
Befundbeschreibung, so dass die einzelnen Verhaltensweisen des KlÃ¤gers und sein
Zustand nachprÃ¼fbar erfasst werden kÃ¶nnten. Mithin liegen zahlreiche
Einzelergebnisse (Wertungen) und ein Gesamtergebnis aus Kroatien vor, aber nicht
der gesamte stÃ¼tzende Sachverhalt, so dass die Begutachtung der Dr.V. in
entscheidenden Teilen auf WahrscheinlichkeitsmaÃ�stÃ¤ben beruht und im
Ã�brigen mehrmals zu einzelnen Beweisfragen des Senats vermerkt ist, dass diese
Punkte "nicht ausreichend" beurteilbar waren. Vorweg ist anzufÃ¼hren, dass das
Gutachten der Invalidenkommission zur EinschÃ¤tzung der GesundheitsstÃ¶rungen
des KlÃ¤gers auf psychiatrischem Gebiet vÃ¶llig untauglich ist. Zum einen wurde
hier unrichtigerweise und ohne BegrÃ¼ndung die Diagnose "psychoneurosis
nuclearis depressiva" (depressive Kernneurose) gestellt, eine GesundheitsstÃ¶rung,
die sowohl nach Ansicht des den KlÃ¤ger langjÃ¤hrig behandelnden Psychiaters
Dr.B. (Medizinisches Zentrum P.) und der Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.R. und
Dr.V. nicht vorliegt; irgendwelche hinreichenden Anhaltspunkte fÃ¼r eine solche
Kernneurose, auch "Charakterneurose" genannt, ergaben sich im Laufe der Jahre
nicht. Vielmehr konnte das beim KlÃ¤ger herrschende Krankheitsbild Ã¼ber einen

                            10 / 14



 

lÃ¤ngeren Zeitraum erfasst werden und ist â�� nach einstimmiger Auffassung der
psychiatrischen FachÃ¤rzte aus Kroatien und der BRD â�� einem depressiven
Syndrom zuzuordnen.

Zum anderen hat die Invalidenkommission die EinschrÃ¤nkungen der
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers ohnehin nur lÃ¼ckenhaft beurteilt. Sie ging â�� in
Bezug auf den in der BRD vom KlÃ¤ger ausgeÃ¼bten Beruf als GeschirrspÃ¼ler in
einem Hotel â�� davon aus, dass der KlÃ¤ger diesen Beruf nurmehr weniger als
zwei Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kÃ¶nne. Hinsichtlich der sonstigen TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarkts hatte die Invalidenkommission zwar qualitative
LeistungseinschrÃ¤nkungen vorgesehen (leichte Arbeit ohne Schichtarbeit, ohne
besonderen Zeitdruck, ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken usw.), aber die Frage nach quantitativen (zeitlichen)
EinschrÃ¤nkungen nicht beantwortet. Auch die Beurteilung der behandelnden
Ã�rzte war sehr zurÃ¼ckhaltend. So findet sich z.B. in den Arztbriefen des
Psychiaters Dr.B. vom 20.03.1996 und vom 10.04.2000 nicht die oft Ã¼bliche
Aussage, dass die "ArbeitsfÃ¤higkeit" (auf Dauer) aufgehoben bzw. der Patient
unfÃ¤hig fÃ¼r Arbeiten jeglicher Art ist, sondern nur die Umschreibung, dass die
ArbeitsfÃ¤higkeit (bei teilweise fehlender Mitwirkung) "dauerhaft und wesentlich"
bzw. "auf Dauer und bedeutend herabgesetzt" ist. Damit ist keineswegs gesagt,
dass zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliegen.

Die Wertungen in einzelnen Befundberichten sind durchaus widersprÃ¼chlich,
wobei oft der Schweregrad des jeweiligen angegebenen Symptoms nicht
gekennzeichnet ist und sich nach unvollstÃ¤ndigem Sachverhalt auch nicht
hinreichend erfassen lÃ¤sst. Obwohl das Krankheitsbild bereits seit den 70-er Jahren
bestehen soll, erscheint es zunÃ¤chst nicht besonders gravierend. In den Berichten
des Medizinischen Zentrums "Dr.I. P." vom 29.06.1992 und 21.05.1993 wird einmal
eine depressiv gefÃ¤rbte Stimmung, ein andermal eine Ã¼berdurchschnittlich
depressive Stimmung erwÃ¤hnt, was nicht auf ein tiefergehendes Krankheitsbild
schlieÃ�en lÃ¤sst. Nach den dortigen Angaben lagen die allgemeinen intellektuellen
FÃ¤higkeiten des KlÃ¤gers im Durchschnittsbereich, die mentale Detoriation soll
etwas hÃ¶her als altersentsprechend, aber noch im Normbereich und nicht von
erheblicher Bedeutung gewesen sein. Eine fehlende soziale Anpassung wird aus den
Angaben des KlÃ¤gers und den UmstÃ¤nden ("ungÃ¼nstige soziale Angaben"; hat
keine Freundin gehabt und nicht geheiratet; kommt in Begleitung der Mutter zur
Untersuchung) geschlossen, um aber spÃ¤ter nur als "schwÃ¤chere soziale
AnpassungsfÃ¤higkeit" charakterisiert zu werden. Wesentlich auffallend erschienen
eine Ã�berempfindlichkeit, eine starke emotionale LabilitÃ¤t und eine Reihe
psychosomatischer Beschwerden (im Wesentlichen auch so der Psychiater Dr.B. in
seinem Arztbrief vom 25.05.1993).

Eine wesentliche Besserung oder Verschlimmerung ist aus den Arztbriefen aus den
Jahren 1993, 1994 und 1995 nicht zu entnehmen. Die Invalidenkommission sprach
â�� im Gegensatz zu dem zugrunde liegenden psychiatrischen Bericht des Dr.B.
vom 20.03.1996 (Diagnose: depressives Syndrom) von einer depressiven Neurose
bzw. Charakterneurose und im Ã�brigen auch von einem beginnenden
psychoorganischen Syndrom. Der KlÃ¤ger wurde als relativ unbemittelt
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(GeschirrspÃ¼ler, Schwierigkeiten in der Schule, Abschluss der Grundschule mit
MÃ¼he, und zwar nur zwei Klassen) dargestellt, ohne anzufÃ¼gen, dass nach dem
ebenfalls zugrunde liegenden Befund der Psychologin Prof. M. "die intellektuellen
FÃ¤higkeiten auf dem Niveau des breiteren Durchschnitts" waren. Dieselbe
Psychologin prÃ¤zisierte die identische Aussage in ihrem Bericht vom 05.04.2000
durch ErwÃ¤hnung eines Intelligenzquotienzen von 99 und wies darauf hin, dass
nach PrÃ¼fung (GedÃ¤chtnis, Logik, visuelle Auffassungsgabe, visuomotorische
Koordination usw.) keine "Indikation fÃ¼r eine organische cerebrale Dysfunktion",
d.h. unter anderem fÃ¼r ein psychoorganisches Syndrom, bestanden hat. Ã�ber
groÃ�e Strecken hinweg wird der KlÃ¤ger auch als Ã¤ngstlich, verlangsamt,
depressiv, willenlos, pessimistisch, antriebsarm, zurÃ¼ckgezogen und unsicher mit
Konzentrations- und GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen, teils von finsteren Gedanken
beherrscht, beschrieben (Symptome, die gut mit der Diagnose einer Depression
vereinbar sind). Teilweise sollen aber wieder einzelne Symptome
(GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen) nicht vorliegen; oft wird eine "Verschlechterung der
Symptome" behauptet, obwohl (bei fehlendem begrÃ¼ndenden Sachverhalt) und
nach den angefÃ¼hrten Merkmalen eine solche nicht greifbar ist. Zu Recht hat
Dr.V. darauf hingewiesen, dass bei einer Verschlimmerung (im Jahre 1996 werden
erstmals und nie wieder pauschal suizidale Gedanken im Bericht des Dr.B. fÃ¼r die
Invalidenkommission angesprochen) offenbar nie die Notwendigkeit einer
stationÃ¤ren Behandlung bestanden hat; anzufÃ¼gen ist hier seitens des Senats,
dass eine konsequente Therapie auch nicht unternommen worden ist, und in den
meisten psychiatrischen Arztbriefen nur eine Kontrolluntersuchung "in drei Monaten
oder bei Bedarf" bzw. "in zwei bis drei Monaten" vorgesehen worden ist.

An der Diagnose eines depressiven Syndroms bestehen seitens des Senats keine
Zweifel, aber mangels tatbestandlicher Substanz und mangels geeigneter
Ã¤rztlicher Schritte lassen sich begrÃ¼ndete Zweifel, wie tiefgehend diese
Erkrankung ist, nicht ausrÃ¤umen. Unsicherheiten bestehen auch in der Ã¤rztlichen
Umschreibung eines Zustands des KlÃ¤gers, z.B. der "Willenlosigkeit", und den
andererseits ersichtlichen Verhaltensweisen. So mag die erhebliche Minderung oder
gar die Aufhebung des Antriebs Anzeichen einer schweren Depression sein.
Andererseits aber deutet der formal und inhaltlich geordnete und im Ã�brigen
auÃ�ergewÃ¶hnlich groÃ�e Briefwechsel des KlÃ¤gers mit dem Gericht, selbst wenn
der KlÃ¤ger die Briefe verfassen lieÃ�, darauf hin, dass er selbst in der Lage ist, die
juristischen Inhalte und deren Tragweite zu verstehen, weiterhin, dass er zumindest
in der Lage gewesen ist, eine (oder mehrere Personen) aufzusuchen, seine jeweilige
Lage und die Gedanken mitzuteilen sowie fÃ¼r die termingerechte Anfertigung und
Versendung der Schreiben (mit Einschreiben/RÃ¼ckschein) zu sorgen, was â�� so
Dr.V. sowohl gegen eine massive AntriebsstÃ¶rung oder Sozialphobie als auch
gegen erhebliche Konzentrations- und GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen und fÃ¼r eine
gewisse Planung und persÃ¶nliche Organisationsstruktur spricht.

An Diagnosen auf psychiatrischem Gebiet ist zwar ein chronisches depressives
Syndrom mit Angst- und SomatisierungsstÃ¶rung sowie herabgesetzter sozialer
AnpassungsfÃ¤higkeit festzustellen, unklar bleiben vielfach die "somatisierten"
GesundheitsstÃ¶rungen, die des NÃ¤heren in den kroatischen Arztbriefen nicht
erwÃ¤hnt und manchmal auch pauschal mit "Lamentieren" umschrieben werden.
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Nicht ersichtlich ist auch, ob und inwieweit die Minderung der sozialen
AnpassungsfÃ¤higkeit im Wesentlichen im privaten Bereich verblieb oder
maÃ�gebend BeeintrÃ¤chtigungen im Erwerbsleben verursachten; schlieÃ�lich hat
sie den KlÃ¤ger zwei Jahrzehnte auch nicht an einer ArbeitstÃ¤tigkeit (bis 1995)
gehindert, und eine VerstÃ¤rkung dieser Tendenz ist nicht von den kroatischen
Ã�rzten angesprochen, geschweige denn dokumentiert worden.

Eine Verschlechterung des Gesundheitszustands des KlÃ¤gers seit 1996 konnte
Dr.V. nach Aktenlage nicht feststellen, weil, ausgenommen die reaktiven
GemÃ¼tsverÃ¤nderungen und subjektiven Ã�uÃ�erungen des KlÃ¤gers (bei
Ablehnung des Rentenbegehrens), keine Progredienz der Symptomatik objektiviert
ist. Feststellungen Ã¼ber die Tragweite der GesundheitsstÃ¶rungen, die
nachgewiesen (objektiviert) werden mÃ¼ssen, vermochte die SachverstÃ¤ndige nur
mit einer nicht ausreichenden Wahrscheinlichkeit festzustellen (z.B. eine
Antriebsminderung sowie eine BeeintrÃ¤chtigung des ReaktionsvermÃ¶gens und
der UmstellungsfÃ¤higkeit) oder nur als mÃ¶glich anzunehmen (z.B. StÃ¶rungen
des GedÃ¤chtnisses und der Konzentration in ausgeprÃ¤gterer Form). Mangels
Untersuchung nicht oder nicht ausreichend beurteilbar waren unter anderem
BeschrÃ¤nkungen hinsichtlich des Verantwortungsbewusstseins und der
Gewissenhaftigkeit, der SelbstÃ¤ndigkeit des Denkens und Handelns, des
Unterscheidungs- und BeurteilungsvermÃ¶gens, der praktischen Anstelligkeit und
Findigkeit sowie der Ausdauer und der AnpassungsfÃ¤higkeit an den technischen
Wandel. Ebenso konnte Dr.V. die Herabsetzung des LeistungsvermÃ¶gens des
KlÃ¤gers von vollschichtig auf vier bis sechs Stunden tÃ¤glich nur mit "aller
Wahrscheinlichkeit nach" feststellen, wie auch zusÃ¤tzlich angemerkt wurde, dass
zur exakten KlÃ¤rung des Sachverhalts einerseits eine aktuelle kÃ¶rperliche
Untersuchung und gegebenenfalls weiterfÃ¼hrende apparative Diagnostik,
andererseits eine ausfÃ¼hrliche Exploration und neuropsychologische Testung
wÃ¼nschenswert bzw. notwendig seien. Der Senat musste daher dem
SachverstÃ¤ndigen Dr.R. und dem Nervenarzt und Sozialmediziner Dr.L. zustimmen,
dass nach Aktenlage weder eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung noch eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliegt bzw. (mit
Sicherheit) feststellbar ist. Die von Dr.V. vorgesehenen qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen bleiben ebenfalls unsicher.

Der Senat sieht keine weiteren ErmittlungsmÃ¶glichkeiten. Er hatte dem KlÃ¤ger
die Fahrt nach MÃ¼nchen mit Begleitperson, finanziert mit einem
Reisekostenvorschuss und mit endgÃ¼ltiger Kostentragung durch die
Gerichtskasse, und die Unterbringung im Krankenhaus wÃ¤hrend der mehrtÃ¤gigen
Untersuchung in der BRD angeboten, und dieser hat davon keinen Gebrauch
gemacht. Die vom KlÃ¤ger veranlassten Untersuchungen in Kroatien, die (fÃ¼r
dieses Land) durchaus groÃ�en Umfang hatten, waren â�� wie der Senat aus
Erfahrung befÃ¼rchtet hatte â�� nicht ausreichend, den Sachverhalt vollstÃ¤ndig
aufzuklÃ¤ren. Enthalten waren vielfach wertende Umschreibungen von Symptomen
und Krankheitsbildern, aber nur hÃ¶chst unvollstÃ¤ndig der zugrunde liegende
Sachverhalt, die Angabe der tatsÃ¤chlichen funktionellen EinschrÃ¤nkungen und
die Befundbeschreibung. Derselbe Mangel findet sich bereits im Gutachten der
Invalidenkommission und ist â�� wie der Senat dem KlÃ¤ger kundgetan hat â��

                            13 / 14



 

erfahrungsgemÃ¤Ã� in den in Kroatien erstellten Gutachten (siehe hierzu auch die
zwei vorhandenen psychologischen Gutachten) zu finden. Dem Senat, der seit mehr
als einem Jahrzehnt auf dem Gebiet der Rentenversicherung der Arbeiter tÃ¤tig ist,
ist kein geeigneter Gutachter in Kroatien bekannt bzw. bekannt geworden, der ein
hinreichend fundiertes Gutachten unter Beobachtung bzw. VerstÃ¤ndnis der
begleitenden rentenrechtlichen UmstÃ¤nde erstellen kÃ¶nnte.

Mit den feststellbaren EinschrÃ¤nkungen des ErwerbsvermÃ¶gens kann der KlÃ¤ger
zwar nicht mehr den Beruf eines GeschirrspÃ¼- lers/TellerwÃ¤schers ausÃ¼ben,
weil diese TÃ¤tigkeit im Stehen/Gehen ausgeÃ¼bt wird. Er ist aber auf alle seinen
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen entsprechenden zumutbaren TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarkts der BRD verweisbar. Hierbei kam es nicht darauf an, ob
er einen derartigen Arbeitsplatz inne hat oder ihm ein solcher angeboten wird.
MaÃ�gebend ist vielmehr, dass auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt geeignete
Stellen â�� gleich ob offen oder besetzt â�� in hinreichender Zahl vorhanden sind.
Das Risiko, trotz bestehendem ErwerbsvermÃ¶gens arbeitslos zu sein, ist nicht von
der Rentenversicherung zu tragen.

Die konkrete Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit war nicht erforderlich. Der
KlÃ¤ger zÃ¤hlt zu dem Kreis der ungelernten Arbeiter und kann auf den weiten
Bereich der ohnehin wenig charakteristischen und breitgefÃ¤cherten TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarkts verwiesen werden. Eine spezifische
Leistungsbehinderung oder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen liegen nicht vor, so dass eine konkrete TÃ¤tigkeit, die
der KlÃ¤ger mit seinen EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit noch verrichten
kann, nicht zu prÃ¼fen war.

Nachdem der KlÃ¤ger Ã¼ber ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen verfÃ¼gt und
nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande ist,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein, erfÃ¼llt er auch nicht die
Voraussetzungen, die Â§ 43 SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung
(Bundesgesetzblatt I, 1827) an die GewÃ¤hrung einer Rente wegen (teilweiser)
Erwerbsminderung stellt.

Unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde war die Berufung mit der Kostenfolge
aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision
gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 13.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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